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Steuerrekurskommission 

des Kantons Basel-Stadt 

Präsidialentscheid vom 10. Februar 2015

Mitwirkende lic. iur. Andreas Miescher (Präsident)  

und MLaw Rebecca Mühlebach (Gerichtsschreiberin)   

Parteien x 

[…] 

vertreten durch A, Avocat,  

[…] 

gegen 

Steuerverwaltung des Kantons Basel-Stadt

Fischmarkt 10, 4001 Basel 

Gegenstand Kantonale Steuern pro 2012 

(Einsprache gegen amtliche Einschätzung, § 160 Abs. 4 

StG; Richtigkeit des Nichteintretensentscheids der Steuer-

verwaltung, § 160 Abs. 4 StG) 
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Sachverhalt 

A. Der Rekurrent, X, ist aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit in Basel-Stadt steuer-

pflichtig. Da er trotz zweimaliger Mahnung keine Steuererklärung pro 2012 einreich-

te, wurde er mit Verfügung vom 5. Dezember 2013 amtlich eingeschätzt. Die kanto-

nalen Steuern wurden auf CHF 30‘009.60 festgesetzt.  

B. Mit Schreiben vom 11. Dezember 2013 informierte die B SA die Steuerverwaltung 

namens des Rekurrenten, dass der Rekurrent im Kanton Genf noch nicht besteuert 

worden sei. Sie bat sinngemäss darum, mit weiteren Schritten zu warten, bis der 

Kanton Genf die Steuern definitiv veranlagt hat. Mit Schreiben vom 13. Dezember 

2013 wurde der Rekurrent darauf aufmerksam gemacht, dass die Einsprache nicht 

hinreichend begründet sei, und er wurde aufgefordert, eine Vollmacht und eine Be-

gründung innerhalb der gesetzlichen Einsprachefrist einzureichen.  

Mit Einspracheentscheid vom 21. Februar 2014 trat die Steuerverwaltung auf die 

Einsprache nicht ein. Zur Begründung wurde angeführt, dass die Vertreterin des 

Rekurrenten sich nicht ausreichend legitimiert habe und keine ausreichende Be-

gründung eingereicht worden sei. 

C. Gegen diesen Entscheid richtet sich der vorliegende Rekurs vom 26. März 2014. 

Der Rekurrent, nunmehr vertreten durch A, Avocat, beantragt im Wesentlichen, der 

Einspracheentscheid der Steuerverwaltung vom 21. Februar 2014 und die amtliche 

Einschätzung vom 5. Dezember 2013 seien für nichtig zu erklären.  

In ihrer Vernehmlassung vom 18. Juni 2014 schliesst die Steuerverwaltung auf Ab-

weisung des Rekurses. 

Auf die Einzelheiten der Standpunkte wird, soweit erforderlich, in den nachstehen-

den Erwägungen eingegangen. Ein zweiter Schriftenwechsel ist nicht angeordnet 

worden. Der vorliegende Entscheid wurde als Präsidialentscheid gefällt. 
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Erwägungen 

1. Gemäss § 164 Abs. 1 des baselstädtischen Gesetzes über die direkten Steuern 

vom 12. April 2000 (StG) kann die betroffene Person gegen den Einspracheent-

scheid der Steuerverwaltung innert 30 Tagen seit Zustellung des Entscheides an 

die Steuerrekurskommission Rekurs erheben. Daraus ergibt sich deren sachliche 

Zuständigkeit zur Beurteilung des vorliegenden Rekurses. Der Rekurrent ist als 

Steuerpflichtiger durch den Einspracheentscheid der Steuerverwaltung vom 21. 

Februar 2014 unmittelbar berührt und daher zum Rekurs legitimiert. Sein Vertreter 

ist gehörig bevollmächtigt. Auf den rechtzeitig erhobenen und begründeten Rekurs 

vom 26. März 2014 (Datum des Poststempels) ist somit einzutreten. 

2. a) Der Rekurrent beantragt unter o/e-Kostenfolge, der Einspracheentscheid der 

Steuerverwaltung vom 21. Februar 2014 betreffend kantonale Steuern pro 2012 

und die amtliche Einschätzung vom 5. Dezember 2013 seien für nichtig zu erklären. 

Zudem sei festzustellen, dass die Steuerverwaltung des Kantons Basel-Stadt ge-

gen Art. 39 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten 

Steuern der Kantone und Gemeinden vom 14. Dezember 1990 (StHG), Art. 2 Abs. 

2 der Verordnung über die Anwendung des Steuerharmonisierungsgesetzes im in-

terkantonalen Verhältnis vom 9. März 2001 (VStHG) und das Kreisschreiben der 

schweizerischen Steuerkonferenz vom 31. August 2001 sowie gegen § 158 Abs. 2 

StG und Art. 46 Abs. 3 StHG verstossen und ihre Zurückhaltungspflicht mit ihrer 

amtlichen Einschätzung überschritten hat.  

b) Es ist zu prüfen, ob die Steuerverwaltung des Kantons Basel-Stadt zu Recht eine 

amtliche Einschätzung vorgenommen und einen Nichteintretensentscheid gefällt 

hat.

3. Nach § 160 Abs. 4 StG kann die steuerpflichtige Person eine amtliche Einschätzung 

innert 30 Tagen nur wegen offensichtlicher Unrichtigkeit anfechten, wobei der 

Nachweis hierfür von der steuerpflichtigen Person selbst zu führen ist. Die Einspra-

che hat eine rechtsgenügliche Begründung zu enthalten, ansonsten die Steuerver-

waltung einen Nichteintretensentscheid zu fällen hat (vgl. § 160 Abs. 2 StG; Rich-

ner/Frei/Kaufmann/Meuter, Kommentar zum harmonisierten Zürcher Steuergesetz, 

3. Auflage, Zürich 2013, § 142 N 2). Mithin reicht es nicht aus, die Schätzung bloss 

in Zweifel zu ziehen; vielmehr hat der Steuerpflichtige nachzuweisen, dass die Er-

messensveranlagung den tatsächlichen Verhältnissen nicht entspricht. Die Anfech-

tung verlangt demnach eine qualifizierte Begründung, die den bisher ungewiss ge-
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bliebenen Sachverhalt erhellt (vgl. die Darstellung der bundesgerichtlichen Recht-

sprechung in Richner/Frei/Kaufmann/Meuter, a.a.O., § 140 N 66 bis 76). 

4. a) Der Rekurrent bringt vor, seine damalige Vertreterin habe mit Schreiben vom 

11. Dezember 2013 Einsprache gegen die Ermessensveranlagung erhoben. Sie 

habe argumentiert, dass im Hauptsteuerdomizil (Kanton Genf) noch keine Veranla-

gung ausgestellt worden sei. Daher ersuchte sie darum, die definitive Veranlagung 

des Kantons Genf abzuwarten. Trotzdem habe die Steuerverwaltung des Kantons 

Basel-Stadt einen Nichteintretensentscheid gefällt. Dieser Entscheid verstosse ge-

gen Art. 39 Abs. 2 StHG und Art. 2 Abs. 2 der VStHG sowie das Kreisschreiben der 

Schweizerischen Steuerkonferenz vom 31. August 2001. Er führt weiter aus, die 

Zurückhaltungspflicht des Kantons des Spezialdomizils untersage es, eine Ermes-

sensveranlagung vorzunehmen, ohne sich vorher bei der Steuerbehörde des 

Hauptwohnsitzes zu informieren. Der Rekurrent habe einzig versäumt, der Steuer-

verwaltung des Kantons Basel-Stadt die Fristerstreckung des Kantons Genf mitzu-

teilen, was er hiermit nachhole. Die Steuerverwaltung könne nicht argumentieren, 

sie habe unvollständige Daten gehabt, da sie bei der Genfer Steuerverwaltung nicht 

nachgefragt habe. Denn hätte sie sich informiert, so hätte sie abgewartet, bis der 

„Leader-Kanton“ Genf seine Veranlagung vorgenommen hat. Daher sei die Ermes-

sensveranlagung offensichtlich übereilt, unangemessen und ungenau und somit für 

nichtig zu erklären. 

b) Die Steuerverwaltung des Kantons Basel-Stadt hält in ihrer Vernehmlassung da-

gegen, dass auf die Einsprache schon mangels Nachweis der Bevollmächtigung 

nicht einzutreten sei. Weiter bestreitet sie, mit der Ermessensveranlagung das Ge-

setz verletzt zu haben. Vielmehr habe der Rekurrent seine Mitwirkungspflichten ver-

letzt, indem er weder eine Kopie der Steuererklärung eingereicht noch den Kanton 

Basel-Stadt über eine beantragte oder zugesprochene Verlängerung der Abgabe-

frist informiert habe. 

c) Art. 39 Abs. 2 StHG besagt, dass die Steuerbehörden einander kostenlos die be-

nötigten Auskünfte erteilen und dass sie einander Einsicht in die amtlichen Akten 

gewähren. Ist eine Person mit Wohnsitz oder Sitz im Kanton aufgrund der Steuerer-

klärung auch in einem anderen Kanton steuerpflichtig, so gibt die Veranlagungsbe-

hörde der Steuerbehörde des andern Kantons Kenntnis von der Steuererklärung 

und von der Veranlagung. Dabei ist der Begriff „benötigte Auskünfte“ weit auszule-

gen, da Art. 39 Abs. 2 StHG eine enge Zusammenarbeit zwischen den Steuerbe-

hörden anstrebt (Zweifel in: Zweifel/Athanas [Hrsg.], Kommentar zum Schweizeri-

schen Steuerrecht Band I/1, Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten 
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Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG), 2. Auflage, Basel/Genf/München 

2002, Art. 39 N 18). Um unter anderem diesen Informationsaustausch zu vereinfa-

chen, hat die Konferenz staatlicher Steuerbeamter (heute: Schweizerische Steuer-

konferenz: www.steuerkonferenz.ch) am 1. Oktober 1992 die Richtlinien über das 

interkantonale Meldewesen erlassen (abgedruckt in ASA 62 [1993/94], S. 542 ff.). 

Darin verpflichten sich die Steuerverwaltungen gegenseitig, neben den auf Anfrage 

zu erteilenden Auskünften auch bestimmte Angaben unaufgefordert mitzuteilen 

(Zweifel, a.a.O., Art. 39 N 21). Zudem hat der Bundesrat gestützt auf Art. 74 Satz 2 

StHG am 9. März 2001 die Verordnung über die Anwendung des Steuerharmonisie-

rungsgesetzes im interkantonalen Verhältnis erlassen. In Art. 2 Abs. 1 und 4 dieser 

Verordnung wird der Grundsatz festgehalten, dass in jedem Kanton, in welchem ei-

ne Person unbeschränkt oder beschränkt steuerpflichtig ist, ein eigenständiges Ver-

anlagungsverfahren durchgeführt wird und sich dieses nach dem betreffenden kan-

tonalen Recht richtet. Das bedeutet, dass für die in verschiedenen Kantonen steu-

erpflichtige Person die jeweiligen kantonalen Verfahrenspflichten und -rechte an-

wendbar sind (Zweifel, a.a.O., Art. 39 N 25). 

d) Aus dem Besagten ergibt sich, dass die Steuerbehörde des Wohnsitz- oder des 

Sitzkantons den Steuerbehörden der Nebensteuerdomizilkantonen ihre Steuerver-

anlagung, einschliesslich der interkantonalen Steuerausscheidung und allfälliger 

Abweichungen gegenüber der Steuererklärung, kostenlos mitteilen muss (Art. 2 

Abs. 3 der Verordnung über die Anwendung des Steuerharmonisierungsgesetzes). 

Damit erlangt der Wohnsitz bzw. Sitzkanton im Verhältnis zu den Nebensteuerdo-

mizilkantonen eine Art Leaderposition. Zwar gewinnen dadurch die Zusammenarbeit 

und das Recht der steuerpflichtigen Person auf Vereinfachung der interkantonalen 

Beziehungen an Bedeutung, was die übrigen beteiligten Kantone indessen nicht in 

ihren Befugnissen zur selbständigen Veranlagung und Steuerausscheidung ein-

schränkt (Zweifel, a.a.O., Art. 39 N 29 mit weiterem Hinweis; vgl. auch BGE 139 I 64 

E. 3.6).  

e) Dies bedeutet aber nicht, dass die Steuerverwaltung des Nebensteuerdomizils 

eine Veranlagung erst dann vornehmen darf, wenn die Steuern am Hauptsteu-

erdomizil definitiv veranlagt sind. Die Kantone dürfen und sollen zwar die steuerre-

levanten Informationen austauschen. Die Befugnisse zur selbständigen Veranla-

gung werden dadurch aber nicht eingeschränkt. Dies gilt umso mehr, wenn es sich 

bei einer Auskunft, wie im vorliegenden Fall, nicht um eine notwendige oder erfor-

derliche Auskunft im Sinne des Steuerharmonisierungsgesetzes handelt. Es würde 

denn auch zu einem grossen Aufwand führen, müsste das Nebensteuerdomizil vor 

einer Veranlagung nach pflichtgemässem Ermessen jeweils beim Hauptsteuerdo-
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mizil nachfragen, ob dieses die Frist zur Einreichung der Steuererklärung erstreckt 

hat, zumal eine vom Hauptsteuerdomizil gewährte Fristerstreckung keine Auswir-

kungen auf den Fristenlauf im Nebensteuerdomizil hat. Dies führt zum Ergebnis, 

dass eine im Hauptsteuerdomizil gewährte Fristerstreckung nicht dem Nebensteu-

erdomizil mitgeteilt werden muss und auch keine Pflicht des Nebensteuerdomizils 

besteht, sich nach einer möglichen Fristerstreckung durch das Hauptsteuerdomizil 

zu erkundigen. Die Rüge des Rekurrenten erweist sich somit in diesem Punkt als 

unbegründet.  

f) Es ist auch nicht zielführend, wenn der Rekurrent ausführt, er habe lediglich ver-

säumt, der Steuerverwaltung des Kantons Basel-Stadt die vom Kanton Genf ge-

währte Fristerstreckung mitzuteilen. Der Kanton Basel-Stadt führt ein eigenständi-

ges Verfahren durch. Eine vom Kanton Genf gewährte Fristerstreckung entfaltet 

daher für das baselstädtische Verfahren keine Wirkung. Zudem wurde dem Rekur-

renten von der Steuerverwaltung des Kantons Basel-Stadt die Steuererklärung zu-

gestellt. Als er seiner Pflicht zur Einreichung der Steuererklärung nicht nachge-

kommen ist, wurden ihm zwei Mahnungen zugestellt. Erst danach wurde die amtli-

che Einschätzung vorgenommen. Es hat somit nicht die Steuerverwaltung des Kan-

tons Basel-Stadt fehlerhaft gehandelt, sondern der Rekurrent ist seinen Mitwir-

kungspflichten nicht nachgekommen, indem er weder auf die Zustellung der Steu-

ererklärung noch auf die Mahnungen reagiert hat. Selbst wenn er fälschlicherweise 

der Ansicht gewesen wäre, dass die vom Kanton Genf gewährte Fristerstreckung 

auch für das Verfahren im Kanton Basel-Stadt gälte, hätte er angesichts der Mah-

nung reagieren müssen. Er hat somit durchaus die Möglichkeit gehabt, sich zu äus-

sern und durfte nicht in guten Treuen davon ausgehen, dass ihm durch seine Un-

terlassung kein Rechtsnachteil treffen wird. Die Steuerverwaltung hat daher zu 

Recht eine amtliche Einschätzung vorgenommen. 

g) Bei diesem Ergebnis bliebe noch zu prüfen, ob die Einschätzung der Steuerver-

waltung derart übersetzt ist, dass sie sich als willkürlich erweist. Der Rekurrent hat 

es jedoch unterlassen, entsprechende Belege oder Nachweise einzureichen. Das 

Vorbringen, die Steuerverwaltung des Kantons Basel-Stadt hätte beim Kanton Genf 

nachfragen müssen, ist unbehelflich, hatte er doch seine Steuererklärung auch in 

diesem Kanton zum damaligen Zeitpunkt nicht eingereicht. 

5. a) Wird die Einsprache verspätet erhoben oder ist bei einer Einsprache gegen eine 

amtliche Einschätzung innerhalb der Einsprachefrist keine rechtsgenügliche Be-

gründung eingegangen, so hat die Steuerverwaltung einen Nichteintretensent-
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scheid zu fällen (StRKE 2013-016 vom 11. September 2013; StRKE 92a/2006 vom 

23. November 2006 mit Verweis auf StRKE 114/2002 vom 31. Oktober 2002). 

b) Ist die Steuerverwaltung auf eine Einsprache nicht eingetreten, so kann vor der 

Steuerrekurskommission nur geltend gemacht werden, dass die Steuerverwaltung 

zu Unrecht einen Nichteintretensentscheid gefällt habe. Hingegen kann das im Ein-

spracheverfahren Versäumte im Verfahren vor der Steuerrekurskommission nicht 

nachgeholt werden, weshalb materielle Vorbringen nicht mehr gehört werden (vgl. 

Grüninger/Studer, Kommentar zum [alten] Basler Steuergesetz, 2. Auflage, Basel 

1970, S. 102). 

c) Da sich weder die Veranlagung noch der Einspracheentscheid als nichtig erwei-

sen, bleibt nachfolgend zu prüfen, ob der Nichteintretensentscheid der Steuerver-

waltung zu Recht erfolgte. Die damalige Vertreterin des Rekurrenten hat es trotz 

Aufforderung durch die Steuerverwaltung mit Schreiben vom 13. Dezember 2013 

unterlassen, eine Vollmacht und eine eingehende Begründung einzureichen. Dies 

wird seitens des Rekurrenten auch nicht bestritten. Somit hat es im Einsprachever-

fahren an einer Eintretensvoraussetzung gefehlt. Der Nichteintretensentscheid der 

Steuerverwaltung ist daher zu schützen. 

6. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die ermessensweise Taxation vorliegend 

zu Recht erfolgt ist. Auch der Nichteintretensentscheid der Steuerverwaltung ist 

nicht zu beanstanden, da die damalige Vertreterin des Rekurrenten den Nachweis 

der gehörigen Bevollmächtigung nicht erbracht hat und keine ausreichende Be-

gründung eingereicht wurde. Der Rekurs ist somit abzuweisen. 

7. Nach dem Ausgang des Verfahrens ist dem Rekurrenten in Anwendung von 

§ 170 Abs. 1 StG in Verbindung mit § 135 Abs. 1 der Verordnung zum Gesetz über 

die direkten Steuern vom 14. November 2000 sowie dem Gesetz über die 

Gerichtsgebühren vom 16. Januar 1975 und der Verordnung hierzu vom 4. März 

1975 eine Spruchgebühr aufzuerlegen. Diese Spruchgebühr wird im vorliegenden 

Fall auf CHF 600.00 festgelegt. 
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Beschluss 

://: 1. Der Rekurs wird abgewiesen. 

2. Der Rekurrent trägt eine Spruchgebühr von CHF 600.00. 

3. Der Entscheid wird dem Vertreter des Rekurrenten und der Steuerverwal-
tung mitgeteilt. 

Ein gegen diesen Entscheid gerichteter Rekurs / Beschwerde wurde vom Verwaltungsgericht 

mit Entscheid VD.2015.47 vom 21. April 2016 abgewiesen.


